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RPG Raumplanungsgesetz
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Der Zürcher SVP-Nationalrat Fehr hatte im vergangenen Jahr eine parlamentarische
Initiative zur Aufhebung des Verbandsbeschwerderechts im Bau- und Planungsbereich
eingereicht. Nach Fehrs Auffassung ist das Verbandsbeschwerderecht veraltet und
erweist sich immer mehr als Hemmschuh für Wirtschaft und Gewerbe. Mit den
geltenden Bestimmungen könnten Umweltschutzorganisationen öffentliche und private
Bauvorhaben mit Beschwerden bis vor das Bundesgericht blockieren, wodurch dem
Wirtschaftsstandort Schweiz grosser Schaden erwachse. Als Beispiele nannte der
Initiant Grossprojekte wie den Flughafen Zürich-Kloten oder die Westumfahrung der
Stadt Zürich. Mit einer Kommissionsminderheit unterstützte Nationalrat Bosshard (ZH)
den Vorstoss. Der Aargauer SVP-Nationalrat Siegrist und die Waadtländerin Ménétrey-
Savary (gp) beantragten hingegen im Namen der Kommissionsmehrheit, der Initiative
keine Folge zu geben. Es könne nicht von einem Willkür- oder Erpressungsinstrument
gesprochen werden. Das Verbandsbeschwerderecht ermögliche vielmehr eine
ausgewogene Vertretung unterschiedlicher Interessen. Verzögerungen entstünden
zudem vor allem durch die überlasteten Behörden und nicht durch das
Verbandsbeschwerderecht. Mit 102 zu 69 Stimmen lehnte der Rat die Initiative ab. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2000
DANIEL BRÄNDLI

Eine vom Kanton St. Gallen im Oktober 2022 eingereichte Standesinitiative forderte
eine Präzisierung der zulässigen Bautätigkeit in Weilerzonen im RPG. Nach geltendem
Recht gehören Weilerzonen nicht zur Bauzone und dienen in erster Linie der Erhaltung
der traditionellen Siedlungsstruktur ausserhalb der Bauzone. So sind Weilerzonen nicht
explizit von der Bautätigkeit ausgenommen, wie eine solche tatsächlich aussehen
könnte, wird jedoch nicht näher beschrieben. So müsse das zulässige Ausmass der
baulichen Tätigkeit in Weilerzonen nach Ansicht des Kantons St. Gallen im RPG
präzisiert werden, insbesondere um für Rechtssicherheit bei der Schliessung von
Baulücken zu sorgen. 
Die UREK-SR gab sich zurückhaltend bei ihren Erwägungen zum Vorstoss des Kantons
St. Gallen. Es müsse verhindert werden, dass Weilerzonen zu «Ausweichzonen»
mutieren und die Erhaltung des traditionellen Ortsbildes könnte durch Neubauten in
diesen Zonen gefährdet werden. Zusätzlich liege die Standesinitiative dem Rat zu einem
schlechten Zeitpunkt vor, da erst in der Herbstsession 2023 – nach jahrelanger Arbeit –
die zweite Revision des RPG angenommen worden sei, äusserte sich
Kommissionssprecherin Mathilde Crevoisier Crelier (sp, JU) in der Wintersession 2023.
In dieser Revision habe man entschieden, dass in der Nichtbauzone besonders das
landwirtschaftliche Interesse priorisiert werden soll. Eine erneute Änderung des RPG so
kurz nach der lange umkämpften Einigung würde deren Glaubwürdigkeit einschränken.
Vor diesem Hintergrund empfehle die UREK-SR, der Standesinitiative keine Folge zu
geben, so die Kommissionssprecherin. In einem Einzelantrag argumentierte Esther
Friedli (svp, SG), dass es in diesem Vorstoss nicht darum gehe, die Trennung zwischen
Bau- und Nichtbauzone in Frage zu stellen. Vielmehr sei durch die aktuelle
Rechtsprechung die Bautätigkeit in bereits erschlossenen Gebieten auf dem Land stark
eingeschränkt, womit auch eine allfällige Verdichtung innerhalb der Weilerzone nicht
möglich sei. Deshalb sollte das RPG dahingehend angepasst werden, dass Neubauten
zur Schliessung von Baulücken zulässig sein sollten. Auf dieses Votum hin entschied der
Ständerat mit 23 zu 17 Stimmen, der Standesinitiative Folge zu geben. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.2023
VIKTORIA KIPFER
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Bodenrecht

Unter Verweis auch auf die 1989 angenommenen drei dringlichen Bundesbeschlüsse
erklärte der Ständerat im Sommer dieses Jahres eine Standesinitiative des Kantons
Freiburg zur Bodenspekulation für abgeschrieben. Jene Beschlüsse selbst sollten das
Parlament im Verlaufe des Jahres allerdings noch mehrfach beschäftigen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.1991
DIRK STROHMANN

Wohnungsbau und -eigentum

In der Vernehmlassung stiess das im Projekt vorgesehene Darlehensmodell bei FDP, SVP
und LP sowie beim Gewerbeverband und den Gewerkschaften, welche die
Barauszahlung vorziehen würden, auf Ablehnung. Während die CVP als einzige
Bundesratspartei das Darlehensmodell uneingeschränkt unterstützte, sahen SP und
Grüne darin immerhin noch die bessere Lösung. Gegen den Barbezug der Gelder, die in
diesem Falle sofort zu versteuern wären, sprechen ihres Erachtens vor allem die teils
krassen Unterschiede bei der Steuerbelastung in den einzelnen Kantonen. Eine
Angleichung der Steuersätze für aus Pensionskassengeldern bezogene Guthaben liegt
freilich nicht in der Kompetenz des Bundesrates, sondern wäre Sache der Kantone. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.11.1991
DIRK STROHMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

Eine von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichte und nach Ausscheiden der
Parlamentarierin aus dem Nationalrat von Parteikollegin Yvonne Feri (sp, AG)
übernommene parlamentarische Initiative verlangte, dass in Botschaften zu
Erlassentwürfen jeweils explizit Bezug zur Einhaltung der Sozialziele genommen
werden muss. Schenker hatte ihren Vorstoss damit begründet, dass die Sozialwerke in
den letzten Jahren stark unter Druck geraten seien und dass in den Debatten finanzielle
Aspekte oftmals im Zentrum stünden. Übergeordnete Aspekte programmatischer Natur,
wie sie sich in den Sozialzielen finden, erhielten dadurch zu wenig Beachtung. Die
vorberatende SGK-NR wollte dem Anliegen mit 16 zu 8 Stimmen keine Folge geben. Die
Kommissionsmehrheit war der Ansicht, aufgrund der bereits vorhandenen
Bestimmungen in Art. 141 Abs. 2 des Parlamentsgesetzes, konkret mit der Ziffer g, die
die Berücksichtigung der Auswirkungen auf Wirtschaft, Gesellschaft, Umwelt und
künftige Generationen verlangt, komme den Sozialzielen in den Erlassentwürfen
ausreichend Beachtung zu. Eine linke Minderheit erachtete es dagegen als wichtig, die
sozialen Auswirkungen ebenfalls explizit aufzuführen. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.01.2021
MARLÈNE GERBER

Einer von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichten und später von Parteikollegin Yvonne
Feri (sp, AG) übernommenen parlamentarischen Initiative, welche in bundesrätlichen
Botschaften zu Erlassentwürfen explizite Stellungnahmen bezüglich der Einhaltung
der Sozialziele  forderte, gab der Nationalrat Anfang März 2021 mit 115 zu 70 Stimmen
keine Folge. Während die Fraktionen der SP und der Grünen Partei sowie drei
Mitglieder der Mitte-Fraktion die parlamentarische Initiative unterstützten, wurde sie
von einer bürgerlich-liberalen Mehrheit abgelehnt. Der Nationalrat urteilte somit gleich
wie vor ihm bereits eine Mehrheit der SGK-NR, womit die Initiative erledigt war. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2021
VIKTORIA KIPFER

1) AB NR, 2000, S. 825 ff.
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